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Christa Wolf ... 
Fortsetzung von Seite 15 
tierten; die Arisierer, die etlichen Millionen Nazi-Sympa­
�t�h�i�s�a�n�t�~�n� und aktiven Nazis, die am 8. Mai 1945 zu wie­
dergeborenen "Antifaschisten" wurden; all diejenigen, die 
über die Viehwaggons, die Konzentrationslager, die Mas­
senvernichtung Bescheid wußten - diejenigen, die 40 
Jahre lang den kollektiven Gedächtnisverlust vorzogen, 
der Westdeutsch land dominierte. Sie können die schnei­
denden Szenen nicht ertragen wie die, als Nellys Familie 
einem verhungerten, halbtoten KZ-Überlebenden begeg­
net. Als er der Familie erzählt, daß er im KZ saß, weil 
er Kommunist war, erwidert Nellys Mutter: "Aber des­
halb allein kam man doch nicht ins KZ": 

"Wie zu sich selbst sagte er, ohne Vorwurf, ohne be­
sondere Betonung: Wo habt ihr bloß alle gelebt. 
Natürlich vergaß Nelly den Satz nicht, aber erst später 
- Jahre später - wurde er ihr zu einer Art von Motto." 

Kindheitsmuster ist Wolfs Antwort auf den KZ-Häftling. 
Und nur Christa Wolf hat sie schreiben können - nur 
eine DDR-Sozialistin (wie partiell auch immer ihr Ver­
ständnis des Marxismus unter dem Druck der stalinisti­
schen Deformationen sein mag). Ihre prosozialistischen 
Überzeugungen gaben ihr den Abstand und das Ver­
ständnis, um ihr kreatives Talent und ihre Phantasie 
befreien zu können zum Schreiben dieses Buches. 

Die "Kinderkrankheit" Auschwitz abwerfen 

Die Kritiker des Vierten Reichs tun diesen großarti­
gen Roman ab mit ihrer üblen angeblichen Suche nach 
einer "neuen" "Ästhetik", die nicht "moralisch", sondern 
"ästhetisch" urteilt und die geläutert ist von (der ach so 
schrecklichen) "Politik". Diese neue "Ästhetik" weist 
eine entschiedene Ähnlichkeit mit des Kaisers neuen 
Kleidern auf - als die hochgestochene Deckung für den 
Spott und Hohn, der auf DDR-Schriftsteller und ihre 
Verteidiger wegen ihrer Politik gehäuft wird. Die Hexen­
jäger stufen Günter Grass, das PEN-Präsidium, Mitglie­
der des Schriftstellerverbandes der DDR, den Tübinger 
Professor Walter Jens und zahlreiche andere in die "Un­
mündigkeit" herunter: die deutschen Schriftsteller einer 
ganzen Generation in Ost und West werden als ästhe­
tisch ärmlich und unreif bezeichnet, weil sie nur noch an 
Auschwitz denken konnten. Gleichzeitig lautet die An­
klage: "Keiner ist frei von Schuld", wenn es um die 
Verbrechen des Stalinismus geht, "die zweite deutsche 
Katastrophe" des Jahrhunderts. Nach 45 Jahren glauben 
die historischen Revisionisten, sie könnten das Grauen 
des Holocaust unter einer rasenden antikommunistischen 
Hetze gegen den DDR-Stalinismus begraben: 

"Der Kampf ist endlich ausgestanden. Erst jetzt ist 
das Verhängnis, das 1933 begann, an sein wirkliches 
Ende gekommen ... Die Unterschiede im Vergleich 
zur Naziherrschaft, so wesentlich sie auch sind, er­
scheinen aus der Perspektive der Opfer als unwesent­
lich." (Die Zeit, 27. Juli 1990) 
Solchen himmelschreienden nationalistischen Dreck 

verbreiten diese aufgeblähten ApOlogeten der Bourgeoi­
sie von Auschwitz und Babi Jar; der Unterschied zu dem 
Gegeifere der Faschisten über die "Auschwitz-Lüge" ist 
wahrlich nicht groß. 

Für ein rotes Deutschland 
in einem sozialistischen Europa! 

Die Fundamente der DDR wurden gelegt, als nach 
1945 die faschistische Bourgeoisie ausgemistet wurde; 
zum Teil aus diesem Grund gab es in der DDR tieferge-
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hende revolutionäre Veränderungen als in anderen ost­
europäischen Ländern unter dem Stalinismus. Seitdem 
1948 der Kapitalismus im Osten abgeschafft wurde, war 
Deutschland ein entlang der Klassenlinie geteiltes Land; 
die mächtige deutsche Bourgeoisie starrte unerbittlich 
über die Grenze, lockte mit dem Katzengold des kapita­
listischen "Wohlstands" und bedrohte die Existenz der 
deformierten Arbeiterstaaten selbst. So war die SED, im 
Gegensatz zu den meisten stalinistischen Parteien in 
Osteuropa, eine Partei �H�u�n�d�e�r�t�t�a�u�s�e�n�d�e�r�~� Werktätiger, 
die sich dessen bewußt waren, daß die DDR gegen die 
westdeutsche Reaktion verteidigt werden mußte. Im übri­
gen Osteuropa, wie z. B. in Titos Jugoslawien, drückte sich 
der Nationalismus des "liberalen" Stalinismus in den 
Appetiten der Bürokratie nach größerer Unabhängigkeit 
aus; so spielte sie Moskau und Washington gegeneinan­
der aus. In der DDR aber gab es diese Option nicht; 
dort war der liberale Stalinismus vom Pazifismus durch­
drungen und eher durch IIlusionen in "Sozialismus in 
einem Lande" und "friedliche Koexistenz" mit dem Im­
perialismus an das Ulbricht/Honecker-Regime gebunden. 

Dissidente Intellektuelle waren in der DDR eine häu­
fige Erscheinung, und sie waren zutiefst in der SED und 
im kulturellen Leben der DDR verwurzelt. So waren es 
im Oktober und November 1989, als die politische Revo­
lution aufkeimte, eher die Intellektuellen und Künstler, 
die die wachsende Desillusionierung der Massen über 
den Stalinismus zum Ausdruck brachten, während die 
Arbeiter als eine aktive, organisierte, selbstbewußte Kraft 
im Kräftemessen fehlten. 

Unter dem Stalinismus spielten Intellektuelle, Schrift­
steller und Künstler eine große Rolle im politischen Le­
ben und gehörten zu denen, die hartnäckig versuchten, an 
ihren kommunistischen Idealen festzuhalten. Der erfahre­
ne Kommunist Markus Wolf, den Bonn immer noch lie­
bend gern hinter -Gitter bringen möchte, ist hierfür bei­
spielhaft. Sein Vater war ein kommunistischer Arzt, der 
in der Weimarer Republik heroisch für das Recht der 
Frau auf Abtreibung kämpfte. Die Familie brachte Musi­
ker, Künstler und Schriftsteller hervor; Markus' Bruder 
Konrad, der angesehene Filmemacher, verfilmte zwei von 
Christa Wolfs Romanen. Doch viele in der Intelligenz 
waren Anhänger nicht des. Marxismus, sondern einer 
zusammengebastelten, idealistischen Theorie (die viel­
leicht' am besten von Stefan Heym artikuliert wurde), 
daß in der DDR die Schriftsteller und Intellektuellen 
eine neue und entscheidende Rolle bei den historischen 
Ereignissen zu spielen hätten, weil sie begrenzten, aber 
realen Zugang zu einem Kanal kritischer Ausdrucksmög­
lichkeiten ha tten. 

Christa Wolf war eine von vielen Intellektuellen, die 
"Für unser Land" unterschrieben, die Erklärung vom 
28. November 1989. Dies war eine typische, der Volks­
frontpolitik entsprungene DDR-nationalistische Phanta­
sie: als ob der "Sozialismus in einem Drittel Land" 
lediglich weniger Bürokraten und mehr "menschliches 
Antlitz" bräuchte, um erfolgreich zu sein. Dort sieht die 
Welt so aus: es gibt keine Klassen, nur "das Volk" der 
DDR und "einflußreiche Kreise aus Wirtschaft und Poli­
tik" in Westdeutschland. Die Initiative der Intellektuel­
len wurde von breiten Teilen der Bevölkerung begrüßt, 
aber ungeachtet ihrer leidenschaftlichen Beschwörung 
einer Vision des Sozialismus: die Schicht der Intellektu­
ellen konnte nichts weiter anbieten als eine Variante der 
Gorbatschowschen "revolutionären Erneuerung" und 
eine vage "sozialistische Alternative" zum kapitalisti­
schen Westen. Die Ereignisse fegten rasch an ihrer be­
schränkten politischen Perspektive vorbei. 

Die keimende politische Revolution schwoll im Spät-



JULI 1991 

winter 1989 zu einer euphorischen Welle an. Die Büro­
kratie, altersschwach und gelähmt, konnte auf alte Art 
und Weise nicht mehr regieren und zerbröselte offen­
sichtlich. Die Massen wurden dadurch vorangetrieben 
und hatten das Vertrauen in ihre Herrscher völlig verlo­
ren. Es gab ein Führungsvakuum, doch die Tatsache, daß 
in jenen Tagen ungetrübte Entschlossenheit und ein Sinn 
für soziale Gerechtigkeit alles andere überwog, sah man 
Anfang Januar in Berlin daran, daß eine Viertelmillion 
Menschen in den Treptower Park strömte, um gegen die 
faschistische Schändung des sowjetischen Ehrenmals zu 
protestieren. 

Daraufhin legte sich der deutsche Imperialismus ins 
Zeug, um das Vakuum auszufüllen und die potentiell re­
volutionäre Lage zum Entgleisen zu bringen: ein konzer­
tierter Feldzug im Eiltempo wurde gestartet - D-Mark­
Propaganda, wirtschaftliche Sabotage und Panikmache. 
Das Wahlergebnis vom 18. März 1990 signalisierte die 
Konsolidierung der Konterrevolution. 

Ohne eine leninistische Avantgardepartei, die für ein 
Programm des revolutionären Internationalismus ge­
kämpft hätte, konnte die im Entstehen begriffene politi­
sche Revolution nicht erfolgreich sein: letztendlich hät­
ten entweder die Arbeiter die Macht übernehmen müs­
sen, oder die kapitalistische Konterrevolution mußte 
aufsteigen. Die Alternative war kraß gestellt: entweder 
ein Deutschland von Arbeiterräten zu errichten und die 
korrupte, nationalistische stalinistische Bürokratie. raus­
zuwerfen, oder bei lebendigem Leibe gefressen zu wer­
den - von den Imperialisten, die die schreckliche Ver­
elendung und Ausbeutung der Arbeiter in der DDR und 
darüber hinaus im Schilde führten. Das entscheidende 
Element, das in der DDR fehlte, war weiterhin die 
Avantgarderolle der Arbeiterklasse. 

Die Internationale Kommunistische Liga war die ein­
zige Tendenz, die tatsächlich mit allen Mitteln gegen die 
kapitalistische Wiedervereinigung Deutschlands kämpfte. 
Wu warnten vor dem reißenden Strom imperialistischer 
Lügen und sahen voraus, daß es Massenarbeitslosigkeit, 
Angriffe auf Frauen und eingewanderte Arbeiter sowie 
das Anwachsen faschistischer Kräfte geben würde. Zu 
den Volkskammerwahlen vom 18. März 1990 führte die 
Spartakist-Arbeiterpartei Deutschlands eine Kampagne 
unter der Losung: "Nein zur kapitalistischen Wiederver­
einigung - für ein Arbeiterrätedeutschland!" Unser Ma­
nifest zum Wahlkampf erklärte: 

"Der Stalinismus hat seinen Bankrott kläglich unter 
Beweis gestellt. Aber niemand hat das Recht, das 
durch Millionen Geschaffene an das Kapit,!l auszulie­
fern! Wir müssen unsere gesellschaftlichen Errungen­
schaften und unseren Arbeiterstaat verteidigen. Wir 
haben viel zu verlieren und alles zu gewinnen! ... 
Heute kann ein entschlossener Kampf der Arbeiter in 
der DDR der Funke sein für BRD-Arbeiter, die An­
griffe der Bosse zurückzuschlagen und den Weg zu 
eröffnen für wirklichen Klassenkampf, um die Macht: 
soziale Revolution im Westen." 

Obwohl der kapitalistische Anschluß eine bittere Nieder­
lage für das internationale Proletariat war, ist der Kampf 
in Deut~chland nieht. vorbei. Aktionen im Klassenkampf 
gegen dle rasant stelgende Massenarbeitslosigkeit könn­
ten auf lokaler Ebene explodieren, so daß entschlossene 
Arbeiter ihre Macht den herrschenden Mächten entge­
genstellen könnten. Doch das entscheidende Schlachtfeld 
ist die Sowjetunion, wo wirtschaftliches Chaos nationali­
stischer Groll und kapitalistisch-restaurative' Kräfte -
angestiftet von der Gorbatschowschen Bürokratie mit 
ihren Plänen, wirtschaftliche Probleme durch die Wieder­
einführung des Privateigentums und der kapitalistischen 
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AUSbeutung zu "lösen" - die weitere Existenz dieses 
degenerierten Arbeiterstaats gefährden. 

Für internationale sozialistische Revolution! 

Christa Wolfs literarisches Schaffen sprach das zutiefst 
empfundene Streben der DDR-Massen nach Sozialismus 
an sowie die Krise der Erwartungen, als diese Hoffnun­
gen in weite Ferne rückten: 

"Da aber die Zukunft immer vor uns hergeschoben 
wurde, da wir sahen, sie ist nichts weiter als die Ver­
längerung der Zeit, die mit uns vergeht, und errei­
chen kann man sie nicht - da mußte eines Tages die 
Frage entstehen: Wie werden wir sein? Was werden 
wir haben? 
Obwohl zum Innehalten die Zeit nicht ist, wird ein­
mal keine Zeit mehr sein, wenn man jetzt nicht inne­
hält. Lebst du jetzt, wirklich? In diesem Augenblick, 
ganz und gar? 
Wann, wenn nicht jetzt?" 
Christa Wolf zeigte eine zunehmende Abneigung ge­

gen die unkritischen Mietlinge des Regimes; stur ließen 
die sich von der Kluft zwischen den großen Dingen, die 
man für "die Zukunft" versprach, und der Wirklichkeit 
andererseits nicht beeindrucken. Wolf wollte, daß sich 
ihre Gesellschaft wenigstens in die Richtung der Reali­
sierung dessen bewegte, was da versprochen worden 
war. Aber "Sozialismus in einem Land" ist ein stalini­
stischer Wunschtraum in einer Welt, die letztendlich 
vom Imperialismus beherrscht wird: imperialistischer 
Militarismus und kapitalistischer Weltmarkt üben erbar­
mungslosen Druck auf die Gesellschaftsordnung derjeni­
gen Länder aus, wo die bürgerliche Herrschaft gestürzt 
wurde. Trotz großartiger Errungenschaften war die 
DDR auf halbem Wege zwischen kapitalistischer Tyran­
nei und Sozialismus steckengeblieben. Wenn die Arbei­
terklasse den Imperialismus vom Erdball einmal weg­
gefegt hat, so wird die Basis für eine neue sozialistische 
Kultur gelegt worden sein. Diese Kultur wird die künst­
lerischen Errungenschaften vergangener Gesellschaften 
in den Schatten stellen und völlig neue zwischenmensch­
liche Beziehungen schaffen. Dem Aufbau dieser Welt 
haben wir uns verschrieben in der Internationalen Kom­
munistischen Liga. 

NEU! 
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Revolutionäre Arbeiterpartei ... 
Fonsetzung von Seite 2 

platzte auch der stalinistische Wunschtraum des "Sozia­
Iismus in einem Land". Für die Arbeiter brachte die 
Wiedervereinigung keine "schnelle D-Mark", sondern 
Massenarbeitslosigkeit, eine tollwütige Hexenjagd, auf­
steigenden Rassismus und Nazi/Skinhead-Terror, ein dra­
konisches "Abschiebegesetz" gegen Immigranten und das 
größte Rollback von Frauenrechten in der modernen eu­
ropäischen Geschichte. Die SpAD ist die einzige Partei, 
die ohne Wenn und Aber gegen die kapit.~listische 
Wiedervereinigung gekämpft hat; wir sahen die Ubel vor-

Rogner/Netzhaut 

Auch Ruhr-Kumpel kämpfen um Ihre Existenz: Revo­
lutionäre Führung Im Klassenkampf, Ost und Westl 

aus, die sie bringen würde. Während alle anderen "Lin­
ken" auf dem Bauch kriechen und lamentieren, inter­
venieren wir wo wir können, um die Arbeiter gegen die 
kapitalistische Offensive zu mobilisieren. 
• Frauen wurden als erste und am härtesten von der 
Konterrevolution in der DDR getroffen. Kinderbetreu­
ungspersonal und Mütter sowie Frauen, die gegen einen 
großdeutschen Paragraph 218 sind, gehören zu den er­
sten, die sich wehrten. Doch als am 28. Juni eine 
Spartakist-Sprecherin bei einer ÖTV-Demo in Berlin 
gegen den Krankenhaus-Abbau sprechen wollte, 
versuchten die Bürokraten, sie zum Schweigen zu 
bringen. Arbeiter: Kämpft für die Rechte der Frauen! 
• Die SpAD-Genossen gingen nach Zwickau, als die 
Arbeiter im Juni ihren Betrieb besetzten, und wir kämpf-

Stoppt die Nazis durch 
Arbeiter/lmmigranten-Mobilisierungen 

mit Videovorführung 
"Wir stoppten den Ku Klux Klan in Philadelphia" 

Sonnabend, 27. Juli, 15.00 Uhr 
Volkshaus der Türkei, Neuer Kamp 31 . 

2000 Hamburg 36 (U-Bahnhof Feldstraße) 
Telefon (040) 323644 
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ten dafür; die Besetzung auf VW im Westen auszuwei­
ten. So können wir gewinnen - und nicht durch bedeu­
tungslose Höflichkeitsbesuche, wie sie die IGM-Bonzen 
organisieren. Eine revolutionäre Führung würde nicht 
zögern, ganz Volkswagen dichtzumachen und die Kon­
frontation mit dem kapitalistischen Staat durchzustehen. 
Die Treuhand-"Sanierer", Planierer und Jobkiller würden 
fliegen - und ihre Schoßhunde von Betriebsräten mit! 
• Im mächtigen Industriebezirk Berlin-Schöneweide wird 
bei KWO. WF und TRO noch gearbeitet, aber Massen­
entlassungen stehen an. Die SPD-Bürokraten und Be­
triebsräte, kräftig assistiert von ihren POS-Kopien, haben 
die Stimmung auf Null gebracht, doch das würde sich. 
schnell ändern, wenn Delegationen aus anderen Betrie­
ben die Kollegen aufforderten mitzustreiken! Viele 
Arbeiter dort kennen die Spartakisten und suchen eine 
revolutionäre Alternative. Wir dürfen nicht warten, bis 
wir vor dem geschlossenen Betriebstor stehen! Jetzt ho­
len die Treuhand-Geier zum Schlag aus gegen die schwe­
ren Arbeiterbataillone in der Chemie: Leuna, Buna, 
Biuerfeld, Wolfen. Unter den 80 000 Arbeitern dort 
brodelt die Wut über die ständigen Stillegungs­
drohungen. Die Arbeiter müssen die Spielregeln der 
Bosse über Bord werfen, nur dann können wir gewinnen. 
• Die SpAD hat unablässig gegen die Hexenjagd auf die 
POS gekämpft, die letztendlich die ganze Arbeiterklasse 
einschüchtern soll. Doch Modrow/Gysi lieferten dem 
Vierten Reich zuerst die Bücher aus, das PDS-Partei­
eigentum und dann ihre Schatzmeister. Heute wird auch 
noch, wie unter den Nazis, das Karl-Liebknecht-Haus 
beschlagnahmt. Die POS kann nicht einmal Klopapier 
kaufen, ohne die Treuhand anzubetteln. Nun greift die 
Treuhand nach Neues Deutschland und damit nach dem 
bürgerlich-demokratischen Recht der Pressefreiheit. Was 
wird morgen gleichgeschaltet? Dieser bedrohliche Griff 
nach "Polizeistaatsmaßnahmen" muß durch die organi" 
sierte Arbeiterbewegung zurückgeschlagen werden! 
! Jeden Tag gibt es eine neue Meldung über blutige 
Uberfälle von Nazis/Skinheads auf Immigranten und so­
wjetische Soldaten und ihre Familien. Wir haben immer 
für Arbeiter!lmmigranten-Selbstverteidigungsgruppen ge­
kämpft, um diese Angriffe zu stoppen. Als das schwul­
lesbische Fest am 25. Mai in Berlin-Mahlsdorf angegrif­
fenwurde, kämpften wir dafür, daß ÖTV, IG Metall und 
Reichsbahner, eingewanderte Arbeiter und linke Parteien 
zu der Protestdemonstration am 7. Juni mitmobilisieren. 
Unser Banner forderte: "Stoppt die Nazis durch 
Arbeiter!lmmigrantenmobilisierung! Volle Staatsbürger­
rechte für Immigranten!" Dabei ist der gemeinsame 
Kampf von deutschen und eingewanderten Arbeitern ein 
Schlüssel. Die SPD-Irreführer sabotieren antifaschistische 
Mobilisierungen, und dann tun sie sehr empört, daß der 
kapitalistische Staat die Faschisten nicht "verbietet". Den 
POS-Bankrotteuren fällt in der selbstmörderischen 
Tradition des Hitler-Stalin-Pakts nur der Wunsch ein 
nach "Diskussionen" mit den NazilSkinhead-Terroristen. 
Nicht Straßenfeste, wie sie das pseudolinke Grüppchen 
SAG will, auch nicht Scharmützel mit den Nazis und der 
die Nazis beschützenden Polizei, die nichts entscheiden, 
sondern nur entschlossene Massenmobilisierungen von 
Arbeitern!lmmigranten, bei wesentlicher Beteiligung star­
ker Bataillone von IG Metall, IG Chemie und ÖTV, 
werden die NazisJSkinheads stoppen können. 

Für proletarischen Internationalismus! 

Es ist das revanchistische Programm des wiedererstark­
ten deutschen Imperialismus selbst, das Nazis, wie die 
Republikaner und ihre Skinhead-Schläger in den Fuß­
stapfen der SA, fördert - Bonns "irreguläre Truppen" in 
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ReselVe. 1985 rehabilitierten Kohl und Reagan die SS­
Massenmörder in Bitburg, und heute werden die Nazis 
u. a. in den KZ-Gedenkstätten zu "Opfern der Gewalt" 
umgemünzt. Sogar das Andenken an die 92 000 im KZ 
Ravensbrück ermordeten Frauen sollte obszönerweise un­
ter einem Supermarkt begraben werden: Kein Zufall, daß 
in der "neuen" Reichshauptstadt nun Eisernes ~euz und 
Preußischer Adler das Brandenburger Tor schmucken. 

Von vier D-Mark pumpt Bonn jetzt eine in den Oste~, 
um eine Explosion von Klassenkämpfen abzuwenden; m 
Bonn sprechen SPD und FDP hämisch vom "Staatsbank­
rott" und Kohl wackelt. Doch wenn die SPD an die 
Regi~rung kommt, halt den Geldbe~tel fest! Sie biet~t 
sich an als der bessere Partner für die Treuhand und fur 
die Millionärspartei FDP mit ihren Oberstreichern Möl­
lemann und Lambsdorff. Die massiven Steuererhöhungen 
im Jahr der Abbau von Sozialleistungen, die Massenent­
lassung~n bei Werften, Bergw~rk~n und Metall s.in~ erst 
der Anfang. Möllemanns Strelchhste von 33,3 Milharden 
Mark an staatlichen Subventionen kritisieren Bonner 
SPD-Wirtschafts"experten" nur, weil, sie um zwei Drittel 
frisiert war. Im Klartext: Ein Gespann von Engholm/ 
Lambsdorff würde die Arbeiter richtig schröpfen! 

Die Ereignisse des letzten Jahres haben die Welt i~ 
eine neue Periode gebracht: die sich verschärfenden RI­
valitäten zwischen den imperialistischen Mächten erin­
nern an die Lage vor 1914. Für die ~evan~histen geht ~s 
darum die am Boden liegende SowJetumon zu zerflei­
schen.' Bonn möchte mit der D-Mark das erreichen, wor­
an Hitler mit den Panzern gescheitert ist. (Auf jeden 
Fall bauen sie wieder Autobahnen.) Doch hinter der 
Deutschen Bank stehen schon die "schnellen Eingreif­
truppen" einer waffenstarrenden .Gewalt. ?ie Schmiede 
heißt heute Daimler. Bonns Absichten, die ostdeutsche 
Arbeiterklasse zu zerstören, gehen einher mit dem Zwang, 
zur Ausplünderung Osteuro~as schlie~lic~ ~ilitärisch zu 
intelVenieren. Das entsetzhche kapltahstIsche System 
kann nur Elend, Terror und die Gefahr eines nuklearen 
Holocaust helVorbringen. So wird jede wichtige Arbeite~­
aktion zu einem politischen Kampf, der es notwen?lg 
macht die SPD/DGB-Verräter rauszuwerfen und eme 
intern~tionalistische revolutionäre Arbeiterpartei aufzu­
bauen. Solch eine Arbeiterpartei kämpft für eine Regie­
rung von Arbeiterräten, die die Kapitalisten ente~gne~; 
und sie steht auf dem Boden der kämpfenden Emhelt 
mit den polnischen und sowjetischen Arbeit~~~. D~n 
,Kampf gegen die Massenverarmung der WerktatIgen m 
der Sowjetunion und in Osteuropa u~d gegen .den Sturm 
von rassistischen Angriffen auf Immigranten Im Westen 
verbinden wir mit dem Kampf für die Vereinigten Sozia­
listischen Staaten von Europa. _ 

Wozu POS ... 
Fortsetzung von Seite 24 
Werbebroschüre Wer ist das, die PDS? Kommunisten 
können wenig anfangen mit einer Partei, die meint, daß 
Revolutionen alten Verständnisses, die an Macht und 

Gewalt gebunden sind, abzulehnen" sind. Eine solche 
Partei steht der Gewalt des imperialistischen Staats -
vom bürgerkriegsartigen Polizeieinsatz in der Mainzer 
Straße in Ostberlin bis zum Massenmord des US/NATO­
Kriegs, gegen den Irak - politisch wehrlos gegenüber. 
Und nicht nur das. Der PDS-Vorstand fährt fort: KapJta­
lismuskritik heiße "nicht, die bürgerliche Gesellschaft 
fundamental abzulehnen", und auch mit dem "Sturz der 
Kapitalistenklasse" funktioniere es nicht. Angesagt sei 
eine "konsequente Demokratisierung Deutschlands", und 
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Viertes Reich schiebt ab 
NATO/Özal ermorden Kurden 

Am 5. Juli wurde Vedat Aydin, Vorsitzender der 
kurdischen Volkspartei der Arbeit (HEP) in Diya~­
bakir vor den Augen seiner Ehefrau von als Poh­
zisten verkleideten Männern abgeführt, dana(;h ge­
foltert und ermordet. Die Täter gehören zur berüch­
tigten Todesschwadron "Kontra-Guerilla", türkischer 
Ableger der NATO-Geheimdienstorganisation "Gla­
dio", ausgebildet von der deutschen GSG-9. 

Am 10. Juli nahmen mehr als 25 000 Menschen 
in Diyarbakir an der Trauerfeier für Aydin teil. Es 
war die größte Demonstration in der Geschichte 
Türkisch-Kurdistans. Mit beispielloser Brutalität 
überfielen Sondereinheiten der türkischen Armee 
und der Polizei die Beerdigung: mehrere Tote, über 
80 Verletzte und Hunderte Verhaftete. Auch in den 
Industriestädten der Türkei herrscht Özals Terror. 
Bei einer Razzia am 14. Juli in Istanbul gegen Mit­
glieder von Devrimci Sol wurden zehn Menschen 

, ermordet. 
Im deutschen Reich werden PKK, Dev Sol und 

andere kurdische und türkische Linke verfolgt. Die 
Innenminister Stoiber (CSU) bis Schnoor (SPD), 
die mit dem neuen rassistischen Abschiebungsgesetz 
ans Werk gehen, drohen Zehntausende Kurden in 
die Folterkammern ihres NATO-Verbündeten abzu­
schieben. Gleichzeitig bereiten USNNATO eine 
5000 Mann starke Schnelleingreiftruppe vor, die in 
Türkisch-Kurdistan an der irakischen und' irani­
schen Grenze stationiert und vom NATO-Stütz­
punkt Incirlik unterstützt werden soll. Jetzt be­
sucht Bush Özal, um seine "Neue Weltordnung", 
deren Grundstein der US/NATO-Massenmord in 
Irak war, weiter aufzubauen. 

Die kämpferischen türkischen u.nd kurdisc~en 
Werktätigen sind ungebeugt. Und ~Ierzu!ande sm~ 
die kurdischen und türkischen Arbeiter em strategi­
scher Teil des starken westdeutschen Proletariats. 
Freiheit für die PKK und alle kurdischen und türki­
schen Linken! Volle Staatsbürgerrechte für Immi­
granten! UN/NATO-Truppen, raus aus dem ~ahe~ 
Osten! Dringend notwendig ist eine internatlOnah­
stische revolutionäre Arbeiterpartei. Für Arbeiterre­
volution - Stürzt das Özal-Terrorregime! Für eine 
Sozialistische Republik Vereinigtes Kurdistan als Teil 
einer Sozialistischen Föderation des Nahen Ostens! 

zwar "gemäß dem Grundgesetz". So wie das kapitalisti­
sche Westdeutschland die DDR durch Anschluß unter 
Artikel 23 des Grundgesetzes "demokratisiert" hat? 

Hinter den Schwierigkeiten der PDS, sich zu "profilie­
ren", zu "positionieren" und "politikfähig" zu werde~, 
steht die Tatsache, daß es filr eine zweite sozialdemokrati­
sche Partei im Vierten Reich des deutschen Imperialismus 
keinen Platz gibt. Dies haben wir öfters gesagt, besonders 
als wir die PDS wiederholt gegen die Enteignungskampa­
gne der Treuhand verteidigt haben. Das ist keine le~re 
Formel, sondern ergibt sich aus dem Wesen der SOZial­
demokratie im imperialistischen Zeitalter, und es ~at 
ganz konkrete Konsequenzen. Schon im März 1919 schneb 
Leo Trotzki im Manifest der Kommunistischen Interna­
tionale daß die Sozialdemokratie "sich in untertänige 
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Organe des bürgerlichen Staates" gewandelt hat. Damals 
bestätigte sich diese These: als des Kaisers treue Sozial­
chauvinisten die, Kriegskredite bewilligten und die 
Kriegshysterie anheizten; mit dem Verrat der Regie­
rungssozialisten, die im November 1918 die deutsche 
Revolution auf parlamentarische Abwege leiteten, um sie 
im Januar 1919 blutig niederzumetzeln; mit der vom 
"Unabhängigen" Sozial-"Pazifisten" Karl Kautsky geführ­
ten Hetzkampagne gegen die junge Sowjetmacht. 

Acht Jahrzehnte später haben wir Spartakisten in 
unserem Aufruf zur Treptower Kundgebung vom 3. Ja­
nuar 1990 die Sozialdemokratie als "Trojanisches Pferd 
der Konterrevolution" bezeichnet. Es war nicht ganz so 
populär, diese Wahrheit auszusprechen. Aber tatsächlich 
war die SPD der Vorreiter der kapitalistischen Wieder­
vereinigung, genau wie wir es gesagt hatten. Sie war es, 
die zuerst den schnellen Anschluß durch Währungsunion 
vorschlug, der dann von Kohl realisiert wurde. Die SPD 
hat wiederholt versucht, die PDS zu vernichten - durch 
die Treuhand (Beschlagnahme von Partei geldern und 
jetzt PDS-Objekten), 5-~rozent-Wahlsperrklausel, Berli­
ner Polizei (nächtliche Uberfälle auf die PDS-Zentrale, 
Verhaftung der Kassierer), was auch immer. Die PDS, 
obwohl sie sich die Politik Kautskys und Bernsteins zu­
eigen gemacht hat, ist trotzdem ein Überbleibsel des ein­
stigen bürokratisch deformierten Arbeiterstaats, die nach 
den Plänen der Wiedervereiniger vernichtet werden muß, 
um jede Erinnerung an die DDR auszumerzen. 

Auf dem Parteitag gab es die wiederholte Aufforde­
rung an die PDS, das Handtuch zu werfen. Ein Brief von 
einem Sozialdemokraten riet zu "einer planmäßigen 
Selbstauflösung der PDS", um SPD und Grüne anzurei­
chern. Neues Forum empfahl das gleiche, zugunsten der 
"Glaubwürdigkeit" und "politischen Moral". Ähnlich 
Jutta Ditfurths Öko-Linke, die behauptet, "als lebender 
Leichnam nimmt ihr Verwesungsgeruch allen Linken die 
freie Atmung und bindet die Aktivität jeder oppositio­
nellen Bewegung". Und weshalb? Wegen der "immer 
wieder notwendig werdenden Auseinandersetzung" mit 
der SED- und DDR-Vergangenheit. 

Nicht nur extern, auch innerhalb der PDS gibt es eine 
solche Stimmung, verkörpert. besonders in der "Strö­
mung", die von der Dresdner DADA-Konferenz ausge­
gangen ist. Laut "Strömung": "Solange die überwiegende 
Mehrheit der Bevölker,!ng die PDS als alte SED im 
neuen Gewand sieht, können wir noch so gute Vorschlä­
ge zu den drängenden sozialen Problemen machen - sie 
werden sich nicht in politischer Mobilisierungsfähigkeit 
und Unterstützung der Partei bei Wahlen umsetzen las­
sen." Hier zeigt sich deutlich, wie der Druck der Bour­
geoisie übertragen wird auf PDS-Mitglieder, die "Realpo­
litik" machen wollen. Diese "konsequenten Erneuerer" 
fordern nicht Aufbruch, sondern Zusammenbruch. 

Die Parteileitung leistet aber keinen nennenswerten 
Widerstand, sie versucht statt dessen, die Hexenjäger zu 
beschwichtigen. Als am Tag nach dem Parteitag die Be­
schlagnahme von PDS-Immobilien verkündet wurde, 
stellte der Vorstand fest, "daß die Treuhandanstalt von 
Monat zu Monat, ja von Woche zu Woche versucht, die 
Schlinge enger zu ziehen in der Hoffnung, über das wirt­
schaftliche Aus der PDS auch das politlsche Aus zu 
erreichen", um dann bauchkriecherisch von einer mögli­
chen "Verstltndigung" zu sprechen: die Partei sei bereit, 
eine "Vielzahl" der Gebäude abzugeben! Wie ist diese 
merkwürdige Tatsache zu verstehen, daß eine Partei, die 
sich sozialistisch nennt, einen ganzen Arbeiterstaat aus-
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verkauft, dann Parteikasse und Kassierer ausliefert, daß 
jetzt sogar das Karl-Liebknecht-Haus und Neues Deutsch­
land enteignet werden sollen - und die PDS legt die 
Schlinge um den eigenen Hals, während sie dem Henker 
eine Verständigung anbietet? 

Als die Treuhand Anfang Oktober die Kontrolle über 
die Finanzen und Bücher der PDS und aller Parteien 
und Arbeiterorganisationen verlangte, gab die SpAD einen 
"Offenen Brief" (12. Juli) heraus, der alle linken und pro­
letarischen Organisationen "zu demonstrativer, massen­
hafter Zurückweisung dieses Gesetzes" aufrief. Aber die 
PDS-Führung gab klein bei. Jetzt gibt es eine hysterische 
Hexenjagd auf die "Militärorganisation" der DKP, die in 
Zusammenarbeit mit dem MfS und der NV A Ausbil­
dungslager in der DDR organisiert haben soll. Als "An­
führer" wurde der Altkommunist Harry Schmidt, der 
schon 1936 im Spanischen Bürgerkrieg und 1956 gegen 
das KPD-Verbot gekämpft hat, ins Gefängnis geworfen. 
Gregor Gysi fiel in den Chor der Hexenjäger ein und 
demonstrierte seine bodenlose Loyalität zum Vierten 
Reich. Er denunzierte die DKP, weil sie "gegen den 
deutsch-deutsche!) Grundlagenvertrag und das Helsinki­
Abkommen verstoßen" habe. Wir fordern: Schluß mit 
der Hexenjagd! Sofortige Freilassung von Harry Schmidt! 

Die allseitige politische Paralyse der PDS, ihre Bereit­
schaft, alle Errungenschaften preiszugeben, erklltrt sich dar­
aus, daß Gysi und seine Anhänger dieselbe Prltmisse teilen 
wie die sonstigen Reformisten. So machen sie bei der Kon­
terrevolution mit, wenn auch nur zögernd, weil es tatsltch­
lich ihr eigenes Aus bedeutet. Kein Wunder also, wenn 
diese 'Partei nicht imstande ist, ein umfassendes Pro­
gramm auszuarbeiten. Und während die PDS eine Partei 
ohne Programm ist, hat die Kommunistische Plattform 
nicht einmal eine Plattform erarbeitet. Ihr eigentliches 
Programm geht über ihren Namen nicht hinaus, d. h. die 
Berufung auf den Kommunismus. Aber dahinter steht 
keine revolutionäre Politik, und gewiß kein Kommunis­
mus, wie er von Lenin und Trotzki verstanden wurde. In 
der Tat predigt sie eine leicht nach links verschobene 
Version desselben kautskyanischen Wischiwaschis wie 
Gysi. 

Sicherlich beschweren sich die Genossen der Komm­
Platt, die Vorstandsbroschüre Wer ist das, die PDS? gebe 
eine Reihe von Thesen als Grundkonsens aus, worüber 
es keine "Einigkeit" gibt, ein Vorgriff auf eine "mögliche 
sozial reformistische Entwicklung der PDS". Aber schau­
en wir uns das genauer an. Nicht einverstanden erklärt 
sie sich mit der These "einer konsequenten Demokrati­
sierung der Gesellschaft auf kapitalistischer Grundlage" 
(Antrag an die 2. Tagung des Parteitags). Aber in ihren 
"Antithesen zur Programmdiskussion" behauptet sie: "In 
Deutschland sind grundlegende gesellschaftliche Verände­
rungen im Rahmen der Verfassungs- und -Rechtsordnung 
bzw. durch ihre Veränderung mit verfassungsmäßigen 
Mitteln zu erreichen." Viermal in einem einzigen Absatz 
pocht sie auf den "friedlichen und verfassungsmäßigen 
Charakter" der Veränderungen, die sie bewerkstelligen 
wollen. Ein regelrechter Treueid auf den rechtlichen 
Rahmen der bürgerlichen Herrschaft. 

Die Kommunistische Plattform erklärt, sie will eine 
Partei, die sich auf die "sozialdemokratischen, kommuni­
stischen und anderen Traditionen der Arbeiterbewegung" 
stützt, auch auf "soziale Utopien". Nicht allzu unter­
schiedlich von der Konzeption des Leitungskerns um 
Gysi und Andre Brie, nur daß dieser die Sozialdemokra­
tie "undifferenziert" behandelt im Vergleich zur "diffe­
renzierten Abgrenzung" zum Kommunismus. Und diese 
"Antithesen" wurden als Beitrag zu einer eventuellen 
"Synthese" der PDS-Mehrheit erdacht. Aber wie kann 
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man mit Kräften, die "Revolutionen alten Verständnis­
ses" ablehnen, den Konsens herstellen? Der Preis ist die 
deutliche Abgrenzung vom Leninismus, was die Komm­
Platt pflichtgemäß erfüllt, indem sie eine Avantgardepar­
tei (abgestempelt als "allwissende Vorhutpartei") explizit 
ablehnt. 

Alle wissen, bemerkte Heinz Marohn Anfang Juni in 
seinem Bericht an die 3. Bundeskonferenz der Komm­
Platt, "daß die Zahl der Parteimitglieder, die den kom­
munistischen Positionen zustimmen, weit größer ist als 
die Zahl derer, die unmittelbar an der Arbeit der Kom­
munistischen Plattform teilnehmen." Ja, das können wir 
bestätigen, auch daß es viele PDSler gibt, die erkennen, 
daß die fehlbezeichnete Plattform nichts mit dem echten 
Kommunismus gemein hat. 

Vom Stalinismus zum Kapitalismus: 
Schwanengesang der POS 

Als die Partei des Demokratischen Sozialismus aus 
dem Schoß der SED, dieser "staatstragenden" Partei der 
absterbenden DDR, ins Leben gerufen wurde, wollte 
Gregor Gysi einen sogenannten "Dritten Weg" zwischen 
dem "Realsozialismus" und dem Kapitalismus gehen. 
Aber auf der 2. Tagung des 2. Parteitags hielt der PDS­
Vorsitzende einen Lobgesang auf den Kapitalismus bun­
desdeutscher Prägung: "Im Vergleich der beiden gesell­
schaftlichen Systeme auf deutschem Boden hat sich das 
westdeutsche eindeutig als das überlegene erwiesen." Als 
ihre Vorteile zählt er "Effizienz", "Weltoffenheit", "In­
ternationalisierung", "Pluralität im geistigen und kultu­
rellen Leben", höheren "Lebensstandard für durchaus 
beachtliche Teile der Bevölkerung" und "Fähigkeiten zur 
Konfliktlösung" auf. Diese Einschätzung setzt er denjeni­
gen entgegen, die sich in "einer fundamentalen Ableh­
nung der deutschen Wirklichkeit als Manchesterkapitalis­
mus zurückgezogen" haben. 

Wofür steht diese PDS? Laut Gregor Gysi: "Die Um­
gestaltung der globalen kapitalistischen Produktionsweise 
mit dem Ziel, die Vorherrschaft des Kapitals und der 
Kapitalverwertung zu brechen, verlangt härtesten pOliti­
schen Kampf." Das wird, fürwahr, ein schwieriger Kampf 
sein, die Vorherrschaft des Kapitals inr:terhalb des Kapi­
talismus zu brechen. So etwas ist niemals und nirgendwo, 
weder von Mensch noch Tier gesehen worden. Viel leich­
ter als diese aberwitzige "Utopie kreativ" wird es sein, 
durch sozialistische Revolution die Bourgeoisie zu stürzen 
und die Produzenten der Werte an die MaCht zu bringen. 

Diese hochpositive Wertung des Kapitalismus ist kei­
ne Eigentümlichkeit Gysis. Die "Thesen zur Programma­
tik" der Historischen Kommission der PDS erklären 
pauschal, daß die "kapitalistischen Industriegesellschaften 
des Westens und die NATO" im kalten Krieg "als Sieger 
hervorgegangen" seien (Neues Deutschland, 22. Mai). 

Alle Flügel der PDS haben sich von dieser vermeintli­
chen Überlegenheit des Kapitalismus Überzeugt, um 
daraus das Scheitern der DDR zu erklären. Aber ist es 
tatsächlich so? Daß der westdeutsche Imperialismus wirt­
schaftlich viel stärker war, daß die große Zugkraft der 
westlichen Konsumgüter eine enorme Auswirkung auf 
die ostdeutsche Bevölkerung hatte, was zum "D-Mark­
Anschluß" führte, steht außer Zweifel. Auch, daß es 
während der 70er und 80er Jahre eine Verminderung des 
Wirtschaftswachstums in der DDR (auch in der Sowjet­
union) gab und einen zunehmenden technischen Rück­
stand gegenüber dem Kapitalismus. Aber weshalb? Er­
klärt sich das aus einem fortschrittlichen Wesen des 
Kapitalismus, bedeutet der Zusammenbru<;h des Stalinis­
mus das Scheitern des Sozialismus, der ein Produkt des 
Gegensatzes zwischen dem Fortschreiten der Produktiv-
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kräfte und ihrer Hemmung durch die privaten Eigen~ 
turnsverhältnisse ist? Dies scheinen POSier zu glauben, 
die jetzt Zuflucht im Utopismus suchen, um ihr schwan­
kendes Bekenntnis zum Sozialismus aufrecht zu halten. 

Schauen wir die Tatsachen genauer an. Zuerst einmal 
ist offensichtlich, daß im deutsch-deutschen Vergleich die 
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Schlle" eue" dem lOauenka_pt-Waltlbmpf dir Silartaklsttn an! 

Für Arbeiterwiderstand 
gegen das Vierte Reich! 

WÄHLT SPARTAKISTI 
Bundestagswahlen 1990: POS kandidierte als loyale 
OpposHion. Spartakisten kimpften für ArbeHerwlder­
stand 

DDR an einem der kräftigsten Imperialismen der Welt 
gemessen wird. Verglichen mit der BRD verdiente ein 
Industriearbeiter in den USA mehr als ein Fünftel weni­
ger, und er hat seit 1972 einen ständigen Rückgang des 
Stundenlohns erlebt, der jetzt unterhalb des Niveaus von 
1961 liegt. Wenn Ostberlin dicht an New York gelegen 
hätte, statt im Schatten Westberlins, wäre vielleicht nicht 
einmal die Mauer als (bürokratische) wirtschaftliche 
Verteidigungsmaßnahme der DDR notwendig gewesen. 
Und wenn Eisenach neben der Autostadt Detroit stünde, 
wären die Arbeitslosen massenweise vom Westen nach 
Osten über die Grenze geströmt! Und von der desolaten 
Lage der verwüsteten Industriegebiete Großbritanniens 
gar nicht zu sprechen, oder von den Milliarden Men­
schen in der "Dritten Welt", für die Hunger, Seuchen 
und Elend der Alltag sind. 

Es gibt auch Wirtschaftsbereiche, wo die BRD relativ 
rückständig war gegenüber der DDR, z. B. im Bankwe­
sen. Die ostdeutsche Planwirtschaft war hochzentralisiert, 
es gab ein belegloses Banking, das fast l00prozentig auf 
EDV (elektronischer Datenverarbeitung) basierte, mit 
automatischen Schaltern sogar in Zschopau, während die 
Westbanken zum Teil noch mit -Rechenmaschinenpapier­
streifen arbeiten. "Ironischerweise hat das alte Ostzah­
lungsnetz vollkommen effizient funktioniert", schreibt die 
Londoner Financial Times (17. Juli). Und obwohl das 
DDR-Telefonsystem aus den 30er Jahren stammte, liegt 
auch das westdeutsche analoge Netz weit hinter dem 
Weltmaßstab von digitalen Fernnetzen. Die wesentliche 
Frage lautet, weshalb das ostdeutsche Telefonnetz so 
rückständig war, während bei den Banken die DDR vor­
ne lag. Der Grund ist derselbe wie für die Tatsache, daß" 
höchstens 20 Prozent der DDR-Bürger ein Telefon hat­
ten, und noch viel weniger unter Arbeiterfamilien, und 
eine hohe Prozentzahl von allen Telefonanrufen abgehört 
wurde: der Stalinismus traute der Arbeiterklasse nicht, er 
fürchtete sie, wollte sie überwachen und unterdrücken. 

Computer und Kommunismus 
Oft wird in der PDS der Stalinismus mit "Überzentrali­

sierung" identifiziert und Planwirtschaft als "Kommando­
Fortgesetzt auf Seite 22 
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wirtschaft" abgetan. Aber an diesem Beispiel zeigt sich, wie 
das bürokratische Herrschaftssystem einer effizienten Zen­
tralisierung und Planwirtschaft entgegengestellt war. Der 
Stalinismus war von Anfang an ein parasitärer Auswuchs 
des Arbeiterstaats, der seine proletarischen Fundamente 
unterminierte, indem er den revolutionären Internationa­
lismus ablehnte, spgar verteufelte, und statt dessen ein 
langfristiges Zusammenleben mit der Weltbourgeoisie 
anstrebte und zu Hause eine autarke (nationalbegrenzte) 
Wirtschaft aufbaute. Diese Autarkie hat die einheimische 
Repression enorm gesteigert, denn wenn alles im eigenen 
Land produziert werden muß, mit rückständiger Techno­
logie, dann muß intensiver und länger gearbeitet werden, 
um das Mehrprodukt zu" erhöhen. 

- Ein. anderer Beweis für den reaktionären Inhalt des 
Stalinismus in bezug auf die Diktatur des Proletariats ist 
sein Versagen bei der Informatik. Nicht wenige imperia­
listische Ideologen schreiben den "Erfolg" im Kalten 
Krieg gegen die Sowjetunion der sogenannten Informa­
tionsrevolution zu. Wie der Kapitalismus die "Informa­
tionsrevolution" anwendet, zeigte sich im Irak bei den 
sogenannten "intelligenten Bomben", bei den Laser-ge­
steuerten Missiles und anderen High-Tech-Waffen der 
Massenzerstörung. Es ist ein stalinistisches Verbrechen, 
daß die riesigen Vorteile des Computers dem Kapitalismus 
dienten statt der Planwirtschaft. 

Einer der häufigsten Vorwürfe gegen eine zentralisierte 
Planung ist, daß sie notwendigerweise zu Engpässen 
führt. Schlichter Unsinn. Man braucht nur ein System 
von materiellen Bilanzen zwischen den verschiedenen 
Industrien, um alles auszugleichen. Der russische Öko­
nom Wass-ili Leontief hat unter dem Namen "Input-Out­
put-Analyse" ein geniales System von Gleichungssyste­
men entwickelt, basierend auf dem spezialisierten Fach 
der Matrixmathematik, das diese Beziehungen für die 
ganze Nationalwirtschaft ausrechnen kann. Aber es wur­
de nicht von sowjetischen Nationalökonomen gebraucht, 
weil die Planwirtschaft damals als ultralinke Spinnerei 
mit dem Trotzkismus gleichgestellt wurde. 

Obwohl schon in den Westen ausgewandert, hat Le­
ontief die Ansätze zur Input-Output-Analyse in seinem 
Artikel entwickelt: "Bilanz der Nationalwirtschaft der 
UdSSR: eine methodische Kritik der Arbeit des Zentra­
len Statistikamts", der 1924 im Weltwirtschaftlichen Archiv 
erschien und dann im Planowoje Chosjaistwo ins Russi­
sche übersetzt wurde. Mitte der 30er Jahre wendete er 
dieses System auf die amerika nische Wirtschaft an. Aber 
in der Sowjetunion, so schreibt der britische Wirtschafts­
wissenschaftler P. J. D. Wiles, "ist der Kern auf steinigen 
Boden gefallen" (The Political Economy of Communism 
[1962]): "Mit einer chronologisch leicht veränderten Rei­
henfolge", führte er fort, "wäre Input-Output eine unbe­
streibare russische Errungenschaft gewesen." Diese 
"chronologisch leicht veränderte Reihenfolge" jedoch 
wäre nur mit dem Sieg der Linken Opposition in der 
Sowjetunion möglich gewesen. 

Linke Opposition: 
Planwirtschaft mit Arbeiterdemokratie 

Damals wurde nämlich das Gosplan (das staatliche 
Planungskomitee) ständig des Trotzkismus beschuldigt. 
Trotzki hatte seit Anfang der NEP dafür gekämpft, das 
Gosplan in eine Behörde mit den notwendigen Befugnis­
sen umzuwandeln, um einen nationalen Plan zu verwal­
ten. Dem hatte Lenin Ende Dezember 1922 zugestimmt, 
als Teil seines gemeinsamen Kampfes mit Trotzki gegen 
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Stalins Versuch, das staatliche Monopol des Außenhan­
dels zu brechen. Lenins Brief über das Verleihen von 
gesetzgeberischen Funktionen an Gosplan wurde dann 
beim darauffolgenden 12. Kongreß der KPdSU von der 
Troika (Stalin, Sinowjew, Kamenjew) unterschlagen. 

Als Trotzki später als Mitglied des Obersten Rats der 
Nationalwirtschaft und Leiter der Industrietechnischen 
Kommission des Gosplan 1926 den Bau des Staudamms 
am Dnjepr in der Ukraine vorschlug, hat Stalin dies 
abgelehnt mit dem Vergleich zu einem Bauern, der keine 
Kuh hat, aber mit seinen gesparten Kopeken ein Gram­
mophon kaufen will. (Wenige Monate später wurde das 
"Dnjeprostroi"-Projekt dann doch hastig unternommen.) 
1927 hat die Vereinigte Opposition den Entwurf des 
ersten Fünfjahresplans, der ein rückläufiges industrielles 
Wachstum (von 9 auf 4 Prozent jährlich) vorsah, katego­
risch zurückgewiesen, da er "mit der Aufgabe der ,Ver­
wandlung des Rußland der NEP in ein sozialistisches 
Rußland' von Grund auf unvereinbar" ist. Stalin nannte 
die Trotzkisten damals "Superindustrialisierer". Als die 
Bürokratie dann aber durch einen Getreidelieferstreik 
der Bauern hochschreckte, führte sie einen brutalen Um­
schwung durch. 

Die stalinistische Bürokratie verfolgte also einen Zick­
zackkurs, indem sie zuerst die Großbauern beschwichti­
gen wollte, dann zurückschreckte vor· der Gefahr der 
bevorstehenden Konterrevolution und eine äußerst chao­
tische Zwangsindustrialisierung und Zwangskollektivie­
rung unt~rnahm, mit riesigen Kosten an Menschenleben 
und Verschwendung von Ressourcen. Das waren die 
Folgen der Lüge vom "Aufbau des Sozialismus in einem 
Land". 

Eine vernünftige Planung hingegen, geführt durch 
echte Organe der Arbeiterdemokratie, durch Sowjets, 
hätte die Binsenwahrheit anerkannt: "Das Problem der 
Proportionen zwischen Elementen der Produktion und 
zwischen den Branchen der Wirtschaft bildet den wirkli­
chen Kern der sozialistischen Wirtschaft" (Trotzki, "Die 
Sowjetwirtschaft in Gefahr", Oktober 1932). Aber in der 
stalinistischen Wirklichkeit war dies völlig unmöglich 
wegen der absoluten Unzuverlässigkeit der sowjetischen 
Statistiken. Es gibt einen bekannten Spruch im Compu­
terwesen: Gibst du Müll rein, kommt Müll raus .. In Sta­
lins Rußland kam nur Müll aus dem Statistischen Amt, 
weil die schreckliche Wirklichkeit verhüllt werden mußte. 
Um dies den sowjetischen Statistikern beizubringen und 
ihnen die entsprechende "Disziplin" einzuflößen, wurden 
die Resultate der 1937er Volkszählung verschwiegen und 
ihre Autoren erschossen. 

Schon in der letztgenannten Schrift verwies Trotzki 
auf die Notwendigkeit der Einführung von einem Koeffi­
zienten für Qualität als Korrektur der sonst irreführen­
den Statistiken. Alle sowjetischen Bürger sind mit dem 
Problem der niedrigen Qualität von Konsumgütern ver­
traut. Wie Trotzki damals meinte: "Man kann ein einzig­
artiges Gesetz der sowjetischen Industrie folgendermaßen 
formulieren: die Waren sind in der Regel schlechter, je 
näher sie an der Masse der Konsumenten sind." Es gab 
auch den Warenmangel und "Versorgungslücken", die 
zum ständigen Schlangestehen führten. Und dann noch 
Preise, die in überhaupt keiner Beziehung zu den Pro­
duktionskosten standen: z. B. kostete in der DDR ein 
Jogging-Anzug so viel wie ein Kinderwagen, weil der 
Staat die Geburtenrate erhöhen wollte; oder ein Kasset­
tenrecorder kostete viermal so viel wie im Westen, weil 
die staatlichen Planer den enormen "Sparüberhang" 
aufsaugen wollten. 

Bei westlichen Ökonomen werden solche Probleme als 
notwendige Auswirkung des Fehlens eines Marktes vor-



JULI 1991 

geführt. So auch bei den PDS-Spitzen. Die Thesen der 
Grundsatzkommission ("Neu beginnen ... ") erkennen im 
Kapitalismus "Flexibilität", die sie dem Privateigentum 
und dem "Markt mit seinen Regulierungsmechanismen 
und Triebkräften" zuschreiben. Aber die Mißverhältnisse 
der DDR-Wirtschaft sind nicht der Planung zuzuschreiben, 
sondern der Bevormundung durch eine willkürliche Baro­
kratie, die behauptet, besser zu wissen, was die Bevölkerung 
braucht, als die Werktätigen selber. Und der Markt, mit 
seiner brutalen Vernichtung der Produktivkräfte (schaut 
nur die aktuelle Lage im DDR-Gebiet an!), ist nicht der 
einzige Regulierungsmechanismus oder die einzige Trieb­
kraft der Wirtschaft. In seinem Meisterwerk Ve"atene 
Revoluiion (1936) hat Trotzki die enge Verbindung von 
Qualität und Arbeiterdemokratie unterstrichen: 

"Die fortschrittliche Rolle der Sowjetbürokratie fällt 
zusammen mit jener Periode, in der die wichtigsten 
Elemente der kapitalistischen Technik in die Sowjet­
union eingeführt wurden ... Gigantische Fabriken nach 
fertigen westlichen Mustern kann man auch auf büro­
kratisches Kommando errichten, freilich um den drei­
fachen Preis. Aber je weiter die Entwicklung voran­
schreitet, um so mehr wird sich in der Wirtschaft das 
Problem der Qualität stellen, das der Bürokratie wie 
ein Schatten entgleitet. Die Sowjetproduktion scheint 
geprägt vom grauen Stempel der Indifferenz. In einer 
nationalisierten Wirtschaft sind die Demokratie des 
Produzenten und Konsumenten, Kritik- und Initiativ­
freiheit, d. h .. Bedingungen, die mit einem totalitären 
Regime der Angst, der Lüge und der Krie.cherei un­
vereinbar sind, die Voraussetzung für Qualität." 
Was das Sortiment von Produkten und Qualität an­

geht, ist auch dieses Problem längst gelöst - aber von 
den Kapitalisten ohne Markt. Die Mittel kann man auf 
unzähligen Produkten finden, die Strich-Codes, die über 
eine elektronische Kasse an die Betriebsleitung gehen, 
um sie über den Verkauf zu informieren, damit sie ihr 
Inventar wieder aufstocken kann, oder Kundenreaktionen 
auf neue Produkte bewerten usw. Solche Systeme werden 
von Großfirmen eingesetzt, deren Umsatz größer ist als 
das Gesamtsozialprodukt von vielen Staaten der Welt. 
Innerhalb dieser riesengroßen GmbHs und Holdings gibt 
es keine Konkurrenz: hier wird sorgfältig und massenhaft 
geplant. Aber nicht in demokratischer Weise, sondern 
aufgrund der Profitmaximierung. Wenn mehr Wohnun­
gen für die arbeitende Bevölkerung notwendig sind, wird 
dies nicht durch erweiterten Bau von Wohnhäusern ge­
löst, sondern zuerst durch in die Höhe schnellende Mie­
ten, die dann durch Spekulanten noch höher getrieben 
werden, während Zehntausende auf die Straße geworfen 
werden wegen "unzureichender Zahlungsfähigkeit". 

Die alte Scheiße 

. Wie wir schon vorher sagten, der Kapitalismus hat 
Armut, Massenarbeitslosigkeit, Wohnungsnot, rassistische 
Hetze und faschistischen Terror mit sich gebracht. Aber 
wenn dem so ist, weshalb konnte die DDR dem imperia­
listischen Andrang nicht standhalten? Sollte die Antwort 
sein, wie ein Leipziger Transparent bei den Montags­
demos im April sagte, "Wir sind ein dummes Volk"? Es 
stimmt, daß es unter den Werktätigen massenhaft fal­
sches Bewußtsein gab während des verzerrten Volksent­
scheides der DDR-Volkskammerwahlen März 1990. Aber 
der Verblendungseffekt von billigen und guten Waren ist 
kein Zufall. 

Nach Stalins Konzept brauchte man nur eine starke 
militärische Verteidigung, um sich vom Einfluß des kapi­
talistischen Weltmarkts abzuriegeln, und damit konnte 
man ungestört den "Sozialismus in einem Land" autbauen. 
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Dieses Dogma hat aber mehr mit der "nationalsozialisti­
schen" Autarkie Hitlers als mit dem internationalisti­
schen Sozialismus Lenins zu tun. In diesem Sinne war 
die Berliner Mauer und die ganze Stacheldrahtgrenze ein 
gesteigerter Ausdruck des stalinistischen Wahnsinns: mit 
einem "antifaschistischen Schutzwall" könnte man den 
Sozialismus in einem halben Land aufbauen, ein "Arbei­
ter- und Mauernstaat", wie der antikommunistische Witz 
sagt! Aber über Westfernsehen oder durch Intershops 
und Exquisitläden hat die Zugkraft der kapitalistischen 
Waren und der starken D-Mark diese Mauer durch­
strahlt und schließlich zugrunde gerichtet. Wie es Leo 
Trotzki schon in Ve"atene Revolution ausdrückte: 

"Die von Lenin formulierte Frage, ,Wer wen?' ist die 
Frage nach dem Kräfteverhältnis zwischen der UdSSR 
und dem revolutionären Weltproletariat einerseits, 
den inneren feindlichen Kräften und dem Weltkapital 
andererseits ... Eine militä~ische Intervention ist ge­
fährlich. Eine Intervention billiger Waren im Gefolge 
der kapitalistischen Armeen wäre weitaus gefährlicher. 
Der Sieg des Proletariats in einem der westlichen Län­
der würde natürlich das Kräfteverhältnis mit einem 
Schlag radikal verändern. Aber solange die UdSSR 
isoliert bleibt, schlimmer, solange das europäische 
Proletariat nur Niederlagen erleidet und zurückweicht, 
solange bemißt sich die Stärke des Sowjetsystems 
letztlich an der Arbeitsproduktivität, die sich im Rah­
men der Warenwirtschaft in Kosten und Preisen aus­
drückt." 
Dies ist keine "trotzkistische" Erfindung. Schon in 

seiner Frühschrift Die deutsche Ideologie (1845/1846) 
schrieb Karl Mah, 

"andrerseits ist diese Entwicklung der Produktivkräfte 
... auch deswegen eine absolut notwendige praktische 
Voraussetzung, weil ohne sie nur der Mangel verall­
gemeinert, also mit der Notdurft auch der Streit um 
das Notwendige wieder beginnen und die ganze alte 
Scheiße sich herstellen müßte ... Der Kommunismus 
ist empirisch nur als die Tat der herrschenden Völker 
,auf einmal' und gleichzeitig möglich, was die univer­
selle Entwicklung der Produktivkraft und den mit ihm 
zusammenhängenden Weltverkehr voraussetzt." 
Genau wie Stefan Heyms mythische Dorfrepublik 

Schwarzenberg konnte die DDR sich auf Dauer nicht 
halten und wird die Sowjetunion sich isoliert nicht hal­
ten können. Stalin glaubte, man könnte der marxistischen 
Grundthese den Rücken kehren, daß der Sozialismus nur 
auf dem höchsten Niveau der Produktivkräfte aufgebaut 
werden kann. Und jetzt stecken wir in der alten Scheiße. 
Aus der Tatsache, daß im rückständigen Rußland die 
sozialistische Revolution nicht zu vollenden ist, folgern 
die Sozialdemokraten (unter ihnen jetzt auch viele 
PDSler), daß die Oktoberrevolution zum Scheitern verur­
teilt gewesen wäre. Trotzki und Lenin folgerten daraus, 
daß die Revolution unbedingt in die hochentwickelten 
imperialistischen Länder ausgeweitet werden mußte .. 

[WIRD FORTGESETZT] 

Bestellt den Offenen Brief 
an POS-Genossen vom 21. Juni, 

auch für Eure Freunde und Genossen: 
"Es gibt keinen Dritten Wegl Wir stehen 

zum Kommunismus von· Lenln und TrotzkU" 
Kommt zu den Spartakist-Treffpunkten und 

diskutiert mit uns! Jeden Donnerstag in Berlin: 
Linkstreff, Weddingstraße 6 (U-Bahn Nauener Platz), 

und in Halle: Comcenter, Raum 30, Leninallee 70 



24 

SPARTAKIST 
Nachgeburt des Stalinismus, Nachahmung der Sozialdemokratie 

WOZU POS? 
Im Anlauf zur 2. Tagung des 2. Parteitags der Partei des 
Demokratischen Sozialismus meinte PDS-Vorsitzender 
Gregor Gysi, daß ihre Mitglieder "an einem Scheideweg 

Eine Partei, die ihre Herkunft nicht mag 
und die keine Zukunft hat 

stehen, weil das Politikverständnis dieser Partei, weil das 
Verständnis der Programmatik, weil das Verständnis der 
Bewertung der Geschichte, weil das Verständnis des 
Umgangs miteinander ... sehr, sehr unterschiedlich und 
differenziert geworden" sei (Neues Deutschland, 12. Juni). 
Gysi drohte sogar mit seinem Rücktritt, wenn das Mit­
einander nicht besser ginge. Eine Zusammenfassung der 
Diskussion im Parteirat am Vorabend der Tagung be­
richtete über "Machtkämpfe, Querelen, Diffamierungen, 
Profilierungssucht" im Parteivorstand, während, einer 
Auffassung nach, die PDS "anscheinend an ihren inneren 
(oft unausgesprochenen) Konflikten zu zerbrechen" droht. 

Daß die PDS in einer tiefen Krise steckt, bezweifelt 
niemand. Gysi sprach von einem "Bild der Zerrissen­
heit". Leitmotiv der Diskussion war der Drang, nicht 
weiter als "Therapieverein" zu fungieren, als "Abtreter 
der Nation" und "Aussätzige" im Bundestag behandelt 
zu werden, sondern endlich "Politikfähigkeit" zu erzielen. 
Was das "solidarische Miteinander" angeht, stimmte der 
Parteitag einem Antrag der AG ChristInnen zu, wonach 
"Vertrauenspersonen" benannt werden sollen für alle 
Mandatsträger der PDS, die MfS-Beziehungen "nicht 
oder jetzt noch nicht öffentlich bekennen wollen" (Pres­
sedienst, 28. Juni). Mit dies-em ach so netten Angebot 
wird eine interne Hexenjagd inszeniert - im "vertrauli­
chen" Einklang mit staatlichen Richtern! -, um die 
Zuverlässigkeit der PDS dem bürgerlichen Staat gegen­
über zu demonstrieren und den SPD-Hexenjägern zuvor­
zukommen. 

Zum heißen Thema der Abtreibung hat sich der Par­
teitag schließlich für die ersatzlose Streichung des Para­
graphen 218 entschieden, obwohl, wie in jede~ sozialde­
mokratischen Partei, die Frage noch offensteht, ob die 
Parlamentsfraktion der PDS/Linken Liste nicht doch für 
die Fristenlösung stimmen wird (natürlich ohne Zwangs­
"beratung" - diese soll es nur für "Noch-nicht-Stasibe­
kenner" geben). Diskussion und Abstimmung über das 
Partei programm wurden auf einen 3. Parteitag vertagt. 

Scheideweg oder Sackgasse 

Alles in allem wirkt Gysis "Scheideweg" -Spruch gar 
zu milde. Es trifft eher zu, was die Spartakist-Arbeiter­
partei im "Offenen Brief an PDS-Genossen" (21. Juni) 
schrieb: "Die PDS ist am Ende der Sackgasse angekom-

men." Das fortwährende Bangen und Ringen um die 
Existenzberechtigung der PDS bekräftigt unsere Feststel­
lung. So verstehen es auch die vielen PDS-Genossen, die 
mit der SpAD ins Gespräch kommen und die nicht an 
einen mythischen "Dritten Weg" zwischen Reformismus 
und Revolution glauben, sondern wie wir für echten 
Kommunismus kämpfen wollen. Der vorliegende Artikel 
richtet sich an diese Genossen, die eine revolutionäre 
Auseinandersetzung suchen mit der gescheiterten stalini­
stisch-bürokratischen Herrschaft, welche die Errungen-

Schlagt die Hexenjagd zurück! 

Spartakist 

Zuerst verschenkte die POS die DDR, dann die 
Parteikasse, dann ließ sie ihre Kassierer ins 
Gefingnls werfen. Jetzt werden die Partei und 
Neues Deutschland von Treuhand/SPD politisch 
kontrolliert. Es ist nicht zu spät: Sagt Nein! 

schaften der Oktoberrevolution unterminiert hat, sowie 
mit der konterrevolutionären Sozialdemokratie, die dem 
Roten Oktober immer feindlich gegenüberstand. Dabei 
wollen wir vor allem unterstreichen, daß es von Anfang 
an eine leninistische Opposition gegen den Stalinismus 
gab - den Trotzkismus. 

Die PDS geht in die entgegengesetzte Richtung. "Ra­
dikale Absage an das Modell der ,marxistisch-leninisti­
schen Kampfpartei der Arbeiterklasse"', verkündet ihre 

Fortgesetzt auf Seite 19 


